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Reformbedarf bei Hartz IV 
 
Die Umsetzung des im Zuge der Zusam-
menlegung von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe durch Hartz IV geschaffenen SGB 
II ist dringend verbesserungsbedürftig. 
Das Gesetz erfüllt 15 Monate nach Inkraft-
treten bisher weder seine Ziele der „Ar-
beitsförderung aus einer Hand“, einer un-
bürokratischeren und effektiveren Einglie-
derung Langzeitarbeitsloser noch einer 
Entlastung der öffentlichen Hand. 
 
Die wesentlichen Gründe sind: 
 
• Der Schwerpunkt der SGB II-Träger 

(Arbeitsgemeinschaften von BA und 
Kommune sowie Optionskommunen 
mit alleiniger Zuständigkeit) lag infolge 
zahlreicher Probleme, die letztlich auf 
die Scheinlösung durch den Kompro-
miss im Vermittlungsausschuss zwi-
schen Bundestag und Bundesrat im 
Dezember 2003 zurückgehen, bisher 
auf der Selbstorganisation. Der Viel-
zahl organisatorischer Probleme (Per-
sonal, Räumlichkeiten, IT-Infrastruktur 
etc.) konnte auf örtlicher Ebene nur 
mühsam begegnet werden. 

 
• Die Steuerungs- und Controllingprob-

leme bestehen fort.  Es existieren drei 
unterschiedliche Organisationsformen 
(354 Argen, 69 Optionskommunen und 
19 Fällen getrennter Aufgabenwahr-
nehmung durch BA und Kommune). 
Die 442 Organisationseinheiten zur 
Umsetzung des SGB II sind eigenstän-
dig. Es fehlt an Rechtseinheitlichkeit 
und an einer einheitlichen Steuerung 
der weitgehend vom Bund finanzierten 
Grundsicherungsleistung für rund 7 
Mio. Menschen. Hartz IV hat eine 
Mischverwaltung von BA (für den 
Bund) und Kommunen für eine Bun-
desleistung geschaffen. Auch die Län-
der sind als Aufsichtsbehörde der 
Kommunen involviert. 

 
• Die Eingliederungsförderung ist deut-

lich unterentwickelt. In 2005 ist rund 
die Hälfte des Eingliederungsbudgets 
ungenutzt geblieben.  

 

• Wo Maßnahmen stattfinden, konzent-
rieren sie sich häufig auf (insgesamt 
teure) 1-Euro-Jobs ohne reale Einglie-
derungsperspektive.  
 
Die schwache Binnenkonjunktur er-
schwert erfolgreiche Integrationen in 
den ersten Arbeitsmarkt. Die Aufnah-
mefähigkeit des Arbeitsmarktes ist bei 
seit 2001 sinkender sozialversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung be-
schränkt, auch wenn jährlich rund 7 
Mio. Arbeitsverhältnisse neu begonnen 
werden. Hartz IV-Empfänger/innen 
werden schnell zu Opfern von Ausle-
seprozessen bei Stellenbesetzungen, 
obwohl sie keineswegs pauschal Ver-
mittlungshemmnisse aufweisen. 
 

• Hartz IV hat bisher in der Stillen Re-
serve versteckte Arbeitslosigkeit auf-
gedeckt, indem bisher nicht arbeitslos 
gemeldete Sozialhilfebezieher und 
erwerbsfähige, aber ebenfalls nicht 
registrierte Familienangehörige von 
Arbeitslosen erstmals in den Fokus 
der Arbeitsmarktpolitik rückten. Dieser 
Hartz IV-Effekt wird von der BA auf bis 
zu 380.000 Personen geschätzt. 
 
Die finanziell nicht eingeplante Aufde-
ckung versteckter Arbeitslosigkeit ist 
ein Grund für die im Vergleich zu der 
ohnehin zu niedrigen Kalkulation ein-
getretenen Kostensteigerung bei 
Hartz IV. Die Fallzahlen (3,92 Mio. 
Bedarfsgemeinschaften im März 
2006) sind deutlich höher als kalku-
liert. Hinzu kommt die wachsende 
Zahl „arbeitender Armer“: Gut 900.000 
ALG II-Empfänger/innen gehen einer 
Erwerbstätigkeit nach, die aber nicht 
existenzsichernd ist, so dass sie er-
gänzend auf die Grundsicherungsleis-
tung als „Kombilohn“ angewiesen 
sind.  

 
Die Regierungskoalition in Berlin hat be-
reits zum 1. April 2006 das 1. SGB II-
Änderungsgesetz verabschiedet. Darin 
sind neben der Regelsatzangleichung Ost-
West zur Jahresmitte 2006 Kürzungen bei 
den Rentenversicherungsbeiträgen für 
ALG II-Bezieher sowie Leistungsver-
schlechterungen für junge Erwachsene 
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unter 25 Jahren als wesentliche Änderun-
gen enthalten. 
 
Als weiteres Änderungsgesetz bereitet die 
Bundesregierung das sog. SGB II-
Optimierungsgesetz vor. Dieses sollte ur-
sprünglich zum 1. Juli 2006 in Kraft treten. 
Inzwischen ist aufgrund von Verzögerun-
gen ein Inkrafttreten frühestens zum 1. 
August 2006 (wahrscheinlicher: 1. Okto-
ber) zu erwarten. Das SGB II-
Optimierungsgesetz darf sich nach Auf-
fassung des DGB nicht in technischen 
Einzelregelungen verlieren. Völlig kontra-
produktiv wäre eine neue Runde Leis-
tungseinschnitte, die zu neuem Verwal-
tungsaufwand, noch mehr Rechtsschutz-
verfahren und zu einer Verlagerung der 
Kosten auf andere Träger (z.B. Kürzungen 
bei den Sozialversicherungsbeiträgen) 
führen.  
 
Wirkliche Einsparungen lassen sich über 
eine verbesserte Eingliederung Arbeitslo-
ser erreichen, wobei nach Möglichkeit be-
reits vor dem Zugang in das SGB II-
System angesetzt werden sollte. Von zent-
raler Bedeutung sollten eine Behebung 
von Schnittstellenproblemen zwischen 
Versicherungssystem (SGB III) und Für-
sorgesystem (SGB II) und ein Impuls für 
eine breitere und intensivere Nutzung der 
vorgesehenen Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit einschließlich der flankie-
renden sozialen Dienstleistungen sein.  
 
 
DGB-Vorschläge zu Rechtsänderun-
gen: 
 
A. Schnittstellenprobleme 
 
1. ALG I-„Aufstocker“ 
 
Rund 140.000 Bezieher/innen von Arbeits-
losengeld I erhalten ergänzende Leistun-
gen aus dem ALG II-System. Ihre Versi-
cherungsleistung ist nicht „armutsfest“; 
d.h. sie reicht nach Hartz IV-
Bedürftigkeitsmaßstäben nicht aus, den 
eigenen Lebensunterhalt sowie ggfs. den 
der Familie zu sichern. Die „Aufstocker“ 
werden sowohl von den Arbeitsagenturen 
als auch von den Arbeitsgemeinschaf-
ten/optierenden Kommunen betreut. 

 
Neben der verwaltungsaufwändigen Dop-
pelzuständigkeit kommen unterschiedliche 
Regelungen zur Anwendung (z.B. hinsicht-
lich der Zumutbarkeit von Arbeitsangebo-
ten und von Sanktionsregelungen). 
 
Bei den aktiven Leistungen ist die Arge 
bzw. optierende Kommune „federführend“, 
d.h. für Vermittlung, Beratung und Einglie-
derungsmaßnahmen zuständig. Soweit 
der Rechtskreis SGB III berührt wird, er-
folgt hier zusätzlich eine Betreuung durch 
die Agentur (Beratung, Vermittlung, sperr-
zeitrelevante Integrationsmaßnahmen). 
 
Da eine Reihe von Leistungen aus dem 
SGB III aber SGB II-Kunden nicht zur Ver-
fügung steht, werden „Aufstocker“ je nach 
konkreter Förderleistung an die Arbeits-
agentur (SGB III-Bereich) verwiesen (z.B. 
beim Existenzgründungszuschuss für eine 
Ich-AG, beim Überbrückungsgeld oder bei 
der Berufsausbildungsbeihilfe). Die Leis-
tungsgewährung nach dem SGB III ist 
gegenüber dem SGB II vorrangig (§ 5 Abs. 
1 SGB II). „Reine“ SGB II-Kunden haben 
überhaupt keinen Zugang zur Förderung 
als Ich-AG und zum Überbrückungsgeld.  
 
Als wenn dies nicht kompliziert genug wä-
re, schließt § 22 Abs. 4 SGB III eine Reihe 
von Fördermaßnahmen nach dem SGB III 
für SGB II-Kunden (auch „Aufstocker“) 
aus. Das heißt, „Aufstocker“ können dann 
die (gleiche) Leistung nach SGB II (§ 16 
Abs. 1) erhalten, aber eben nach SGB II-
Bestimmungen (als Ermessensleistung 
der Arge bzw. optierenden Kommune, 
Finanzierung aus SGB II-
Eingliederungsbudget). So hat z.B. ein 
„Aufstocker“ keinen Rechtsanspruch auf 
einen Vermittlungsgutschein (gemäß § 
421 g SGB III), sondern kann ihn allenfalls 
nach § 16 SGB II erhalten. Die Kinder von 
„Aufstockern“ landen ebenfalls mit ihren 
Eltern im SGB II und werden bei der Be-
rufsberatung und Ausbildungsvermittlung 
entsprechend behandelt (siehe 
Nr. 2). 
 
Folgende Übersicht fasst die nach SGB III 
ausgeschlossenen Leistungen für Hilfe-
empfänger nach SGB II (auch „Aufsto-
cker“) zusammen. 
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Der DGB schlägt vor, den Arbeitsagentu-
ren für den Personenkreis der „Aufstocker“ 
die alleinige Zuständigkeit für die Arbeits-
marktintegration in Anwendung (nur) des 
SGB III zu übertragen. Die passiven Leis-
tungen sowie etwaige soziale Eingliede-
rungsleistungen werden vom SGB II-
Träger gewährt. 
 
Die BA erhält für den Gesamtpersonen-
kreis der „Aufstocker“ einen Anteil aus 
dem SGB II-Eingliederungsbudget.  
 
 
 
 
 

 
2. Einheitliche Berufsberatung, Ausbil-
dungsvermittlung sowie Ausbildungsförde-
rung  
 
Jugendliche haben derzeit je nach Wohn-
ort und Zugehörigkeit zum SGB III- bzw. 
SGB II-Rechtskreis einen sehr unter-
schiedlichen, qualitativ nicht einheitlichen 
Zugang zu Beratungs- und Vermittlungs-
dienstleistungen. Berufsorientierung und 
Berufsberatung werden sowohl von den 
Arbeitsagenturen als auch von den Ar-
gen/Optionskommunen angeboten. Die 
Leistungen werden in der Praxis in der 
Regel von den Arbeitsagenturen erbracht, 
außer im Bereich der Optionskommunen, 
für die § 22 SGB II Vermittlungsleistungen 

Übersicht zu § 22 Abs. 4 SGB III – Ausgeschlossene SGB III-Leistungen für 
erwerbsfähige Hilfebedürftige nach SGB II (ALG II) 
 
- Hilfen für Ausbildungssuchende und Arbeitssuchende nach § 37 SGB III 
- Leistungen der Personal-Service-Agenturen nach § 37c SGB III 
- Leistungen zur Unterstützung der Beratung und Vermittlung nach dem Ersten Ab-

schnitt des Vierten Kapitels SGB III 
- Leistungen zur Verbesserung der Eingliederungsaussichten Zweiter Abschnitt des 

Vierten Kapitels 
- Mobilitätshilfen nach dem Dritten Abschnitt des Vierten Kapitels 
- Förderung der beruflichen Weiterbildung nach dem Sechsten Abschnitt des Vierten 

Kapitels 
- Bestimmte Leistungen zur Förderung der Teilhabe behinderter Menschen zur Teil-

habe am Arbeitsleben nach dem Siebten Abschnitt des Vierten Kapitels 
- Eingliederungszuschüsse nach dem Ersten Abschnitt des Fünften Kapitels 
- Förderung der Berufsausbildung und Beschäftigung, begleitende Eingliederungshil-

fen nach dem Ersten Abschnitt des Sechsten Kapitels 
- Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nach dem Fünften Abschnitt des 

Sechsten Kapitels 
- Förderung von Beschäftigung schaffenden Infrastrukturmaßnahmen (BSI), Siebter 

Abschnitt des Sechsten Kapitels 
- Weiterbildungsförderung beschäftigter Arbeitnehmer (§ 417) 
- Vermittlungsgutschein (§ 421g) 
- Beauftragung von Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen (§421i) 
- Tragung der Beiträge zur Arbeitsförderung bei Beschäftigung älterer Arbeitnehmer (§ 

421k) 
- Sozialpädagogische Begleitung bei Berufsausbildungsvorbereitung nach dem Be-

rufsbildungsgesetz (§421m) 
 
Bei optierenden Kommunen sind auch die Leistungen Vermittlungsangebot, Eingliede-
rungsvereinbarung (§ 35) und Vermittlung (§ 36) durch die Arbeitsagentur ausgeschlos-
sen. 
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ausschließt. Die „Prozesssteuerung“ wie-
derum findet bei den Ar-
gen/Optionskommunen statt: Jugendliche 
im Rechtkreis SGB II sollen einen persön-
lichen Ansprechpartner haben, der alle 
Instrumente der aktiven Arbeitsförderung 
(nach SGB II und III) einsetzt bzw. koordi-
niert. Für Berufsausbildungsbeihilfe und 
berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen 
muss der persönliche Ansprechpartner 
den Jugendlichen aber an die Arbeits-
agentur verweisen. Auch die Finanzierung 
dieser Leistungen erfolgt aus dem bei-
tragsfinanzierten Etat der BA, obwohl es 
sich um eine gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe handelt und der betroffene Perso-
nenkreis in der Regel noch keine Beiträge 
entrichtet hat. 
 
Es bestehen Doppelzuständigkeiten und 
Situationen, in denen der Jugendliche von 
einem Trägertyp beraten oder vermittelt 
und vom anderen finanziell unterstützt 
wird. Abgesehen von dem Aufwand und 
den Abstimmungsproblemen sind die Ju-
gendlichen mit einem komplexen und un-
durchsichtigen System konfrontiert, das 
schnell zulasten der Qualität und Effektivi-
tät der Leistungen geht. Genauso verwir-
rend ist die Situation für potenzielle Ar-
beitgeber, die eine Anlaufstelle suchen 
oder die wegen Ausbildungsplätzen von 
verschiedenen Institutionen angesprochen 
werden. 
 
Der DGB schlägt vor, den Arbeitsagentu-
ren die Zuständigkeit für Berufsorientie-
rung, Berufsberatung, Ausbildungsvermitt-
lung und Ausbildungsförderung zu über-
tragen, sowohl für den Bereich der Argen 
als auch der Optionskommunen. Dies er-
möglicht einen einheitlichen Leistungszu-
gang für alle Jugendliche und einen Abbau 
aufwändiger Verwaltungsprozesse. Die 
Kosten müssen der BA aus Bundesmitteln 
erstattet werden.  
 
Sollte diese Lösung nicht realisiert wer-
den, sollte durch gesetzliche Klarstellung 
eine in einigen Argen praxisbewährte Re-
gelung gestützt werden, bei der Dienstleis-
tungen für diese Personengruppe räumlich 
und personell gemeinsam mit dem SGB 
III-Bereich angeboten werden. Die Finan-
zierung kann durch interne Verrechnung 

als anteilige Finanzierung aus Beitrags- 
und Steuermitteln erfolgen. Im Sinne einer 
größeren Kundenfreundlichkeit und der 
Vermeidung von Schnittstellen ist dies zu 
begrüßen. 
 
 
 
B. Übergang vom SGB III (Arbeitslo-
sengeld) in das SGB II (Alg II): Aus-
steuerungsbetrag  
 
Beim Übergang vom beitragsfinanzierten 
SGB III in das steuerfinanzierte SGB II-
System entstehen finanzielle Fehlanreize 
für die BA, die durch den Aussteuerungs-
betrag nicht beseitigt, sondern eher ver-
stärkt werden. Der Aussteuerungsbetrag 
führt zu einer kostenrechnerisch begrün-
deten Minderberücksichtigung von 
Betreuungskunden bei Eingliederungsleis-
tungen. Arbeitslose, die von der Arbeits-
agentur beim sog. Profiling als kaum zu 
vermitteln innerhalb der Zeitdauer der Zu-
gehörigkeit zum SGB III-System eingestuft 
werden, landen schnell auf dem „Abstell-
gleis“ und nicht in einer längerfristigen 
Maßnahme. Dies ist bedingt durch das 
unter Kostengesichtspunkten rationale 
Verhalten der BA, die in solchen Fällen 
nicht nur die Maßnahmekosten, sondern 
zusätzlich noch den Aussteuerungsbetrag 
in Höhe von knapp 10.000 Euro pro Fall 
zahlen müssen. Dies belastet den aus 
Beiträgen der Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber finanzierten Haushalt der BA in Milliar-
denhöhe (4 bis 5 Mrd. Euro in 2006). 
 
Diese fiskalisch bedingte Fehlsteuerung 
muss nach Auffassung des DGB beseitigt 
werden, um Personen möglichst frühzeitig 
die einzelfallbezogen adäquate Förderung 
zukommen zu lassen, unabhängig von 
einem Trägerwechsel während der Ar-
beitslosigkeit. 
Die anteilige Finanzierung der Beitrags-
satzsenkung um zwei Punkte zum 1. Ja-
nuar 2007 über die Mehrwertsteuer bietet 
die Chance den Aussteuerungsbetrag ab-
zuschaffen. Zumindest sollte bei während 
der Zugehörigkeit zum SGB III-
Rechtskreis begonnenen Umschulungen 
kein Aussteuerungsbetrag erhoben wer-
den. 
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Ebenfalls sollte für den Personenkreis des 
§ 428 SGB III1 der Aussteuerungsbetrag 
entfallen, da die BA hier keinen Einfluss 
auf die Beendigung des Leistungsbezugs 
hat. Auch für Teilnehmer/innen an Rehabi-
litationsmaßnahmen, die mit Pflichtleistun-
gen der BA gefördert werden, sollte der 
Aussteuerungsbetrag entfallen. Auch hier 
hat die BA im Regelfall nicht die Möglich-
keit, diesen Personenkreis noch während 
der Dauer des Arbeitslosengeldbezugs in 
den Arbeitsmarkt zu integrieren, infolge 
des Rechtsanspruchs aber keine Steue-
rungsmöglichkeit.  
 
Die Zuständigkeit für Eingliederungsmaß-
nahmen, die während des Bezugs von 
Arbeitslosengeld begonnen wurden, sollte 
für die Dauer der Maßnahme bei der Ar-
beitsagentur bleiben. 
 
 
C. Eingliederungsleistungen 
 
Der Bund hat im Jahr 2006 den Argen und 
Optionskommunen 6,6 Mrd. Euro für Ein-
gliederungsleistungen zur Verfügung ge-
stellt. Das auf die Argen entfallende Bud-
get von insgesamt 5,7 Mrd. Euro wurde 
nur zu knapp 55% (3,12 Mrd.) ausgenutzt. 
Gerade im Bereich der Eingliederungsför-
derung machte sich die mangelnde Vor-
laufzeit für Planung und Auswahl geeigne-
ter Träger wie Arbeitsloser negativ be-
merkbar. Statt auf den Einzelfall zuge-
schnittener Förderung dominierte das 
„Gießkannenprinzip“ bei relativ schnell 
„aus dem Boden gestampften“ Zusatzjobs 
(Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwands-
entschädigung von im Regelfall 1 Euro). 
 
 
 
 
 

                                                
1 Arbeitslose ab 58 Jahren können nach dieser Vorschrift 
erklären, dem Arbeitsmarkt nur noch eingeschränkt zur 
Verfügung zu stehen, ohne dass sich dies negativ auf 
ihre Arbeitslosenunterstützung auswirkt. Im Gegenzug 
müssen sie sich verpflichten, zum frühest möglichen 
Zeitpunkt eine (abschlagsfreie) Altersrente zu beantra-
gen. Die bis Ende 2007 verlängerte Regelung berück-
sichtigt die schlechten Arbeitsmarktchancen rentennaher 
Jahrgänge und soll ineffizienten Aufwand der Arbeits-
agenturen und SGB II-Träger vermindern.  

Der Einsatz der arbeitsmarktpolitischen 
Instrumente weist bisher einen klaren 
Schwerpunkt bei diesen Arbeitsgelegen-
heiten in der Mehraufwandsvariante auf. 
Im Laufe des Jahres 2005 haben 590.000 
Arbeitslose eine Arbeitsgelegenheit auf-
genommen, im Vergleich zu 54.000 mit 
Eingliederungszuschüssen Geförderten 
und 62.000 Teilnehmer/innen an berufli-
cher Weiterbildung. Entgegen der gesetz-
lichen Rangfolge (§ 16 SGB II; in dieser 
Reihenfolge: sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigung, ABM, Mehraufwandsvari-
ante) werden Arbeitsgelegenheiten beina-
he ausschließlich in der Mehraufwandsva-
riante als sog. 1-Euro-Jobs durchgeführt.  
Ein zweiter Schwerpunkt der Integrations-
förderung liegt auf kurzen Trainingsmaß-
nahmen. 
 
Die Eingliederungsbilanz der Arbeitsgele-
genheiten liegt bisher nicht vor. Nach 
Schätzungen liegt sie jedenfalls noch weit 
unter den Integrationsquoten bei ABM. 
Dies ist umso bemerkenswerter, als bei 
ABM gezielt Arbeitslose mit (mehreren) 
Vermittlungshemmnissen beschäftigt wer-
den, wohingegen Arbeitsgelegenheiten 
eher nach dem „Gießkannenprinzip“ ein-
gesetzt werden. 
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Wichtige arbeitsmarktpolitische Instrumente im SGB II 
(Bestandszahlen Ende 2005 und Zugang im Jahr 2005, ohne Optionskommunen) 
 
 Bestandszahlen Zugang 

 Bund West Ost Bund West Ost 
Beauftragung Dritter mit 
der Vermittlung 

120.194 63.446 56.748 244.469 130.535 113.934 

Berufliche Weiterbildung 39.732 24.062 15.670 62.224 37.029 25.195 

Trainingsmaßnahmen und 
Eignungsfeststellung 

34.940 22.850 12.090 405.341 250.870 154.471 

Eingliederungszuschüsse 24.039 13.331 10.708 54.093 31.377 22.716 

ABM/SAM/BSI 39.185 5.792 33.393 58.675 9.745 48.930 

Arbeitsgelegenheiten (nur 
Mehraufwandsvariante) 

277.467 133.227 144.240 589.609 299.135 290.474 

 
 
 
 
Der DGB fordert: 
 
1. Durchsetzung der gesetzlichen Rang-
folge des § 16 SGB II 
 
Durch eine gesetzliche Klarstellung ist das 
ultima ratio-Prinzip beim Einsatz von Ar-
beitsgelegenheiten sicherzustellen. Ar-
beitsgelegenheiten machen (nur) Sinn bei 
Heranführung an Arbeit für Arbeitslose mit 
mehreren Vermittlungshemmnissen, die 
bisher sehr arbeitsmarktfern sind und als 
Teil einer aus mehreren Modulen beste-
henden Eingliederungsplanung unter Ein-
schluss von Qualifizierungselementen. 
 
Das Prinzip der Freiwilligkeit der Teilnah-
me an sozialrechtlichen Arbeitsgelegen-
heiten sollte darüber hinaus eingeführt 
werden, insbesondere für langjährig Er-
werbstätige. 
 
 
 

 
Die bisherigen Praxiserfahrungen zeigen, 
dass Arbeitslose selbst unattraktive 1-
Euro-Jobs zur Beendigung ihrer Arbeitslo-
sigkeit nutzen. Ein Zwang zur Annahme 
dieser Tätigkeit ist nicht erforderlich und in 
Verbindung mit den strikten Sanktionen 
verfassungsrechtlich fragwürdig.  
 
 
2. Teilweise Deckungsfähigkeit zwischen 
Alg II und aktivem Eingliederungsbudget 
 
Sowohl auf Seiten der Ar-
gen/Optionskommunen als auch auf Sei-
ten der Träger von Arbeitsmarktmaßnah-
men besteht ein finanzieller Fehlanreiz 
zugunsten von Arbeitsgelegenheiten in der 
Mehraufwandsvariante. In diesen Fällen 
muss die Arge/Optionskommune lediglich 
die Mehraufwandsentschädigung und die 
Trägerpauschale (zusammen maximal 500 
Euro) aus dem Eingliederungsbudget zah-
len. Für das Gros der fortlaufenden Ge-
samtkosten (Alg II, Sozialgeld, Sozialver-
sicherungsbeiträge) kommt der Bund mit 



Informationen zur Sozial- und Arbeitsmarktpolitik  

 
April 2006  Seite 7 

unbeschränkter Nachschusspflicht auf. Die 
SGB II-Träger können somit bei nur gerin-
ger Belastung ihres beschränkten Einglie-
derungsbudgets deutlich mehr Maßnah-
men finanzieren als es bei Qualifizie-
rungsmaßnahmen, ABM oder sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigung der Fall 
wäre, die voll zu Lasten des Eingliede-
rungstitels gehen. 
 
Dabei ist bei gesamtwirtschaftlicher Be-
trachtung unter Berücksichtigung von 
Steuer- und Beitragsaufkommen eine so-
zialversicherungspflichtige Beschäftigung 
Arbeitsloser kaum teurer als eine Arbeits-
gelegenheit in der Mehraufwandsvariante. 
 
Auch für die Träger von Arbeitsmarktmaß-
nahmen sind Arbeitsgelegenheiten lukrati-
ver, da bei ihnen eine bei anderen Instru-
menten in der Regel geforderte Kofinan-
zierung entfällt. Ein weiterer Fehlanreiz 
besteht hinsichtlich der Trägerpauschale. 
Träger, die wenig – aus der Pauschale zu 
finanzierende - Betreuung und Qualifizie-
rung für die Teilnehmer/innen anbieten, 
erzielen höhere Gewinne. „Schwarze 
Schafe“ in der Trägerlandschaft, die zum 
Teil sogar noch Arbeitnehmerüberlassung 
betreiben, sind bezeichnend für diese 
Entwicklung. 
 
Der DGB schlägt vor, Ausgaben aus dem 
Eingliederungsbudget für sozialversiche-
rungspflichtige öffentlich geförderte Be-
schäftigung teilweise deckungsfähig zum 
(passiven) Alg II-Budget zu stellen. Dies 
kann umgesetzt werden, indem die SGB 
II-Träger zusätzlich 10 % vom Eingliede-
rungsbudget erhalten, wenn sie damit in-
novative, sozialversicherungspflichtige 
Modellprojekte finanzieren. Das passive 
Budget (Alg II) wird im gleichen Umfang 
vermindert. Im Ergebnis trägt dies zu einer 
anteiligen Finanzierung der Maßnahme 
über das (passive) Alg II bei und entspricht 
damit der Finanzwirkung von Arbeitsgele-
genheiten. Damit ließe sich der finanziell 
und nicht arbeitsmarktpolitisch begründe-
ten Dominanz von Arbeitsgelegenheiten 
entgegenwirken. 
 
 
 

3. Stärkere Förderung von Nichtleistungs-
empfänger/innen  
 
Menschen, die weder einen Anspruch auf 
die Versicherungsleistung Arbeitslosen-
geld noch auf Alg II haben, weil sie im 
Sinne des SGB II nicht bedürftig sind, ha-
ben in der Praxis deutlich schlechtere Zu-
gangschancen zu aktiven Eingliede-
rungsmaßnahmen. Sie „sitzen zwischen 
den Stühlen“ von SGB III und SGB II als 
sog. Nichtleistungsempfänger/innen. Ihre 
Zahl hat sich durch Hartz IV um mindes-
tens 300.000 erhöht. 
 
Dies gilt unabhängig von der Dauer der 
vorangegangenen Erwerbstätigkeit und 
den gezahlten Beiträgen und Steuern. 
Hiervon sind insbesondere Frauen betrof-
fen. Die vorhandenen Sollbestimmungen 
hinsichtlich Berufsrückkehrerinnen und der 
Beteiligung von Frauen an Arbeitsmarkt-
maßnahmen reichen nicht aus. 
 
Der DGB schlägt für den Personenkreis 
der Nichtleistungsempfänger/innen ein 
eigenständiges steuerfinanziertes Einglie-
derungsbudget vor, dass von den Arbeits-
agenturen bewirtschaftet wird. Bund und 
BA schließen hierzu eine Zielvereinbarung 
ab. 
 
 
4. Soziale Eingliederungsleistungen stär-
ken 
 
Die sozialen Eingliederungsleistungen 
(z.B. Kinderbetreuung, Schuldnerbera-
tung) sollen die Arbeitsmarktintegration 
flankieren im Sinne eines umfassenden 
Fallmanagements. Für die (Ermessens-
)Leistungen sind in der Regel die Kommu-
nen zuständig (§ 16 Abs. II SGB II). 
 
Die Bereitstellung dieser flankierenden 
Dienstleistungen ist in der Praxis noch 
unzureichend. Gerade im Bereich Kinder-
betreuung gibt es noch großen Nachhol-
bedarf. So erhalten etwa allein rund 
550.000 Alleinerziehende Alg II, wobei 
fehlende Kinderbetreuungsmöglichkeiten 
häufig eine Rolle spielen. 
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Der DGB schlägt vor, die sozialintegrati-
ven Dienstleistungen auszubauen und 
dabei auch Arbeitsuchende aus dem SGB 
III-Rechtskreis mit zu berücksichtigen, für 
die der Zugang zu diesen Dienstleistungen 
grundsätzlich genau so gegeben sein 
muss. Ein Schwerpunkt sollte auf die Kin-
derbetreuung gelegt werden. Hier geht es 
vor allem um den Ausbau von Ganztags-
angeboten und um zeitlich flexible Betreu-
ungsmöglichkeiten zur besseren Verein-
barkeit von Beruf und Familie. Im SGB II 
sollte eine Sollregelung hinsichtlich der 
Leistungsgewährung mehr Verbindlichkeit 
bewirken. 
 
 
5. Weiterfinanzierung einer Eingliede-
rungsmaßnahme bei Wegfall der Hilfebe-
dürftigkeit 
 
Die derzeitige Rechtslage (§ 16 Abs. 4 
SGB II) ist in ihrer Anwendung zu starr. 
Endet die Hilfebedürftigkeit einer Bedarfs-
gemeinschaft, während ein Mitglied eine 
Eingliederungsmaßnahme absolviert, kann 
sie nur dann (als Darlehen!) weitergeför-
dert werden, wenn mindestens zwei Drittel 
der Maßnahme bereits absolviert sind und 
ein erfolgreicher Abschluss wahrscheinlich 
ist. So kann z.B. der Auszug eines Kindes 
aus dem elterlichen Haushalt oder der Tod 
eines Familienmitglieds dazu führen, dass 
eine noch nicht zu zwei Dritteln absolvierte 
Qualifizierungsmaßnahme abgebrochen 
werden muss. 
 
Der DGB schlägt eine Flexibilisierung un-
ter Berücksichtigung des Einzelfalls so-
wohl hinsichtlich der Zweidrittelfrist als 
auch hinsichtlich der Weiterfinanzierung 
der Maßnahme als Darlehen oder Beihilfe 
vor. Die Vermittler bzw. Fallmanager sol-
len hier einen Ermessensspielraum erhal-
ten. Gerade Qualifizierungsmaßnahmen 
zielen auf nachhaltige Integration in den 
Arbeitsmarkt durch höherwertige Beschäf-
tigung. Hier dürfen nicht nur kurzfristige 
Gesichtspunkte und finanzieller Druck eine 
Rolle spielen. 
 
 
 
 
 

D. Beiräte 
 
Die bisher nur fakultativ vorgesehenen 
Beiräte müssen obligatorisch bei Argen 
und Optionskommunen werden. Bisher 
gibt es nur in 60 % der Argen Beiräte, mit 
großen regionalen Unterschieden und mit 
unterschiedlicher Zusammensetzung und 
Zuteilung von Kompetenzen. Bei den Op-
tionskommunen ist die Quote noch gerin-
ger. Nicht in allen Beiräten sind Arbeit-
nehmervertreter zugelassen.  
 
Die in § 18 SGB II vorgesehene örtliche 
Zusammenarbeit der Arbeitsmarktakteure 
„lebt“ in vielen Fällen noch nicht. Dazu 
trägt entscheidend bei, dass im Gesetz 
weder verbindliche Beiräte vorgesehen 
sind noch ihnen eindeutige Aufgaben und 
Kompetenzen zugeordnet werden. Der 
DGB schlägt eine gesetzliche Veranke-
rung von Beiräten vor. Die Beiräte (oder 
ein spezieller Ausschuss von Vertre-
ter/innen der regionalen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmerorganisationen) sollten ein 
Mitspracherecht bei der Bestimmung von 
Tätigkeitsfeldern und der Größenordnung 
öffentlich geförderter Beschäftigung erhal-
ten. Außerdem sollten ihre Kontrollrechte 
bei der Überprüfung von Maßnahmen öf-
fentlich geförderter Beschäftigung gestärkt 
werden, um Missbrauch zu verhindern. 
Damit ließe sich den vielen Streitfällen 
hinsichtlich der „Zusätzlichkeit“ und des 
„öffentlichen Interesses“ gerade bei den 
sog. 1-Euro-Jobs wirkungsvoll begegnen. 
 
 
 
E. Vorgelagerte Leistungssysteme 
stärken zur Vermeidung von Alg II-
Bedürftigkeit 
 
1. BaföG und Berufsausbildungsbeihilfe 
bedarfsdeckend gestalten 
 
Das SGB II ist bisher nicht ausreichend 
mit der Ausbildungsförderung über BaföG 
und Berufsausbildungsbeihilfe abge-
stimmt. Bei letzteren Leistungen werden 
für den Lebensunterhalt incl. der Unter-
kunftskosten Pauschalbeträge angesetzt, 
die oft nicht bedarfsdeckend im Sinne des 
SGB II sind. Im SGB II werden die Unter-
kunftskosten nach der Personenzahl im 
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Haushalt aufgeteilt und nur die Kostenan-
teile der nach SGB II bedürftigen Perso-
nen übernommen. Auszubildende mit An-
spruch auf BaföG oder Berufsausbil-
dungsbeihilfe sind aber in der Regel nicht 
anspruchsberechtigt beim Alg II. Das 
Problem ist seit längerem bekannt und als 
Änderungsbedarf auch anerkannt (u.a. im 
Bericht des Ombudsrates der Bundesre-
gierung zur Umsetzung von Hartz IV). 
 
Die auch im Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung angekündigte bedarfsdeckende 
Ausgestaltung von BaföG und Berufsaus-
bildungsbeihilfe als dem SGB II vorgela-
gerte Sicherungssysteme sollte mit dem 
Optimierungsgesetz erfolgen. Das ist ein 
Beitrag zu mehr Gerechtigkeit bei der 
Ausbildungsförderung. 
 
 
 
2. Kinderzuschlag ausbauen 
 
Das Antragsverfahren bei den Kindergeld-
kassen ist sehr umständlich. Nur etwa 
jeder 10. Antrag hatte bisher Erfolg. Ins-
gesamt wurden bis November 2005 rund 
45.000 Anträge nach oft langwierigem 
Verfahren bewilligt. Der Kinderzuschlag ist 
so konstruiert, dass er nur insoweit ge-
währt wird, dass Familien zusammen mit 
dem Kindergeld und dem Wohngeldanteil 
der Kinder ohne Hartz IV auskommen 
können. Verdienende Eltern sollen nicht 
allein auf Grund ihrer Kinder zu Hartz IV-
Empfängern werden. 
 
Der Ansatz, durch eine Hartz IV vorgela-
gerte Leistung für Kinder Fürsorgebedürf-
tigkeit zu vermeiden, ist aus Gewerk-
schaftssicht richtig, muss aber noch ge-
stärkt werden. 
Der DGB schlägt vor, die Anrechnungs-
vorschriften beim Elterneinkommen groß-
zügiger zu gestalten. Bisher mindert das 
den Eigenbedarf der Eltern (nach SGB II-
Maßstäben!) übersteigende Einkommen 
oder Vermögen der Eltern den Anspruch 
auf Kinderzuschlag zu 100 %, bei Er-
werbseinkommen zu 70 %. Der DGB regt 
an, den Eigenbedarf der Eltern zu erhöhen 
und/oder eine geringere Anrechnung bei 
Erwerbseinkommen zu verlangen (zum 
Beispiel 50 %). 

F. Leistungen zum Lebensunterhalt 
 
1. Notwendigkeit einer Öffnungsklausel für 
Härtefälle 
 
Anders als im Sozialhilferecht (§ 28 SGB 
XII) kann bei von der Regelleistung abwei-
chendem Bedarf keine Einzelfallentschei-
dung im Sinne einer höheren Regelleis-
tung getroffen werden. Allenfalls Darlehen 
sind hier möglich (§ 23 SGB II) Eine sol-
che Härtefallregelung würde besondere 
Bedarfslagen (z.B. krankheitsbedingte 
Ausgaben, die nicht von der Krankenkas-
se übernommen werden, erhöhter Klei-
dungs- oder Ausbildungsbedarf, Um-
gangskosten bei getrennt lebenden Kin-
dern) auffangen. 
Die fehlende Öffnungsklausel wurde be-
reits von Sozialgerichten, zum Teil durch 
einstweilige Anordnung, moniert. Das 
Prinzip der einzelfallbezogenen Bedarfs-
deckung wird ohne Öffnungsklausel bei 
den Regelsätzen im SGB II nicht erfüllt. 
 
 
2. Anrechnung von Partnereinkommen 
verbessern 
 
Die Anrechnung von Einkommen und 
Vermögen des nicht-arbeitslosen Partners 
in einer Beziehung (Ehe, eheähnliche 
Gemeinschaft, Lebenspartnerschaft) er-
folgt zu den gleichen rigiden Bedingungen 
wie beim arbeitslosen Partner. Dieses 
partnerschaftsbezogene Bedürftigkeits-
prinzip ist in mehrerer Hinsicht problema-
tisch: 

• Der nicht arbeitslose Partner wird 
voll in finanzielle Mithaftung ge-
nommen, obwohl zum Teil (ehe-
ähnliche Gemeinschaft) keine Un-
terhaltsverpflichtung besteht und 
Vergünstigungen an anderer Stelle 
(insbesondere Steuer- und Sozial-
versicherungsrecht) nicht entge-
genstehen. 

• Damit ergeben sich finanzielle 
Fehlanreize beim verdienenden 
Partner wie z.B. eine Aufgabe oder 
Reduzierung der eigenen Erwerbs-
tätigkeit oder ein Auseinanderzie-
hen der Partner. Zum Teil entste-
hen dadurch sogar neue Bedarfs-
gemeinschaften („Zellteilung“). 
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• Die derzeitige Regelung benachtei-
ligt Frauen übermäßig. Arbeitslose 
Frauen erhalten häufig kein ALG II, 
weil sie aufgrund des Einkommens 
ihres Partners an der Bedürftig-
keitsprüfung scheitern. Damit er-
halten sie nicht nur kein ALG II, 
sondern haben auch kaum Zugang 
zu aktiven Eingliederungsleistun-
gen (vgl. oben zu den sog. „Nicht-
leistungsempfängerinnen“). 

 
Der DGB schlägt vor, dass die Anrech-
nung von Partnereinkommen bei der Be-
dürftigkeitsprüfung privilegiert wird. Bei der 
Arbeitslosenhilfe galt ein Freibetrag des 
verdienenden Partners in Höhe des eige-
nen (fiktiven) Arbeitslosenhilfeanspruchs. 
An dieses Prinzip sollte allerdings unter 
Anwendung einer einfacheren Regelung 
(Einführung eines zusätzlichen Freibetrags 
bei Partnereinkommen aus Erwerbstätig-
keit) wieder angeknüpft werden.  
 
 
3. Unterkunftskosten 
 
Die Definition der „Angemessenheit“ von 
Unterkunftskosten durch die kommunalen 
Träger ist örtlich sehr unterschiedlich, oh-
ne dass dies immer durch reale Unter-
schiede auf dem Wohnungsmarkt begrün-
det ist. Viele Kommunen lehnen sich an 
die bisherige Sozialhilfepraxis an, die aber 
ihrerseits regional wieder unterschiedlich 
ist. Eine andere Praxis orientiert sich an 
den örtlichen Vergleichsmieten (Mietspie-
gel), wobei wiederum Unterschiede beste-
hen, ob nur die Kategorie der „einfachen 
Wohnungen/Wohnlagen“ angemessen ist 
und ob der untere Wert oder ein Mittelwert 
aus der Spanne der ortsüblichen Ver-
gleichsmieten herangezogen wird. Andere 
Kommunen orientieren sich an den För-
derkonditionen des sozialen Wohnungs-
baus oder des Wohngeldgesetzes.  
 
Bei den Nebenkosten werden häufig nicht 
die tatsächlichen, sondern pauschalierte 
Beträge übernommen, die in der Regel 
aus der Sozialhilfepraxis stammen und oft 
die tatsächliche Preisentwicklung (insbe-
sondere Energiepreise) nicht ausreichend 
berücksichtigen. 
 

In den Bescheiden werden die Unter-
kunftskosten, soweit sie als „angemessen“ 
übernommen werden, als Gesamtsumme 
ausgewiesen und in Kopfanteilen auf die 
Bedarfsgemeinschaft verteilt. Das er-
schwert die Verständlichkeit der Beschei-
de zusätzlich, insbesondere bei Kindern 
und/oder wenn Haushaltsangehörige nicht 
Mitglied der Bedarfsgemeinschaft sind.  
 
Auch in der Frage eines geforderten Woh-
nungswechsels gibt es gravierende örtli-
che Unterschiede, etwa hinsichtlich der 
Frage, wie stark bereits vor Ablauf der 
sechsmonatigen „Schonfrist“ Druck auf 
Personen mit „unangemessen“ hohen Un-
terkunftskosten ausgeübt wird. Teilweise 
werden schematisch schon bei geringer 
Überschreitung der Grenzbeträge Eigen-
bemühungen zur Senkung der Kosten 
verlangt.  
 
 
Einzelne Defizite in der Praxis: 
 
• Keine hinreichende Berücksichtigung 

des Einzelfalles bei der Frage der An-
gemessenheit und/oder keine Klausel 
bei geringfügiger Überschreitung des 
Grenzbetrages.  

• Bei den Aufforderungen an die ALG II-
Empfänger, sich um billigeren Wohn-
raum zu bemühen, fehlt oft eine Such-
hilfe der Kommunen.  

• Nebenkostennachzahlungen bei der 
Jahresabrechnung werden zum Teil 
nicht übernommen mit der Begrün-
dung, der Bedarf sei vor Beginn der 
Hilfebedürftigkeit eingetreten (obwohl 
die Rechnung jetzt zu zahlen ist). 

• Insbesondere bei Wohneigentum wer-
den zum Teil nicht nachvollziehbare 
Entscheidungen hinsichtlich der Ne-
benkosten getroffen. So werden be-
stimmte Nebenkosten nicht übernom-
men, insbesondere Instandhaltungs-
kosten. In anderen Fällen wurden die 
Heizungskosten nicht nach der tat-
sächlich zu beheizenden Wohnfläche 
bewilligt, sondern nach niedrigeren 
„angemessenen“ Wohnflächen. 

 
Der DGB hält Niveauunterschiede bei ei-
ner Grundsicherungsleistung des Bundes, 
die sich nicht (sachlich) aufgrund örtlicher 
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Besonderheiten erklären lassen, für unan-
gebracht.  
Ziel sollte sein, bei Anerkennung der un-
terschiedlichen örtlichen Wohnungsmärkte 
und des notwendigen Entscheidungsspiel-
raums für die Arges/Kommunen, mehr 
Transparenz, Rechtseinheitlichkeit und 
Rechtssicherheit in die Leistungsgewäh-
rung bei den Unterkunftskosten zu be-
kommen.  
 
1. Bescheide transparenter gestalten: In 

den Bescheiden (oder den Anlagen) 
muss allgemeinverständlich erkennbar 
und begründet sein, wenn Teile der 
Unterkunftskosten (oder der Neben-
kosten, insbesondere Heizkosten) 
nicht übernommen werden.  

2. Grundsätzliches sozialpolitisches und 
wohnungsbaupolitisches Ziel sollte die 
Vermeidung von Zwangsumzügen 
sein, insbesondere bei individuellen 
Bedarfslagen wie schulpflichtigen Kin-
dern, gesundheitsbedingten Ein-
schränkungen, Pflege von Angehöri-
gen.  

3. Aufforderungen, sich um billigeren 
Wohnraum zu bemühen, dürfen nur 
ergehen, wenn tatsächlich ein entspre-
chendes Angebot in der Kommune 
vorliegt. Dies muss die Kommune 
(nicht der Leistungsempfänger) im 
Zweifelsfall dokumentieren können. 

4. Vom Gesetz- bzw. Verordnungsgeber 
gesetzte Untergrenzen bei der Definiti-
on der „Angemessenheit“ sind erfor-
derlich, um ein einheitliches Mindestni-
veau bei der Leistungsgewährung zu 
sichern. Alternativ kommt eine ge-
meinsame „Handlungsempfehlung“ 
von BA und kommunalen Spitzenver-
bänden in Frage. 

5. Einführung einer Bagatellgrenze, bis 
zu der eine Überschreitung der „an-
gemessenen“ Miete leistungsunschäd-
lich ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

4. Probleme beim befristeten Zuschlag 
 
Der befristete Zuschlag (§ 24 SGB II) wird 
innerhalb von zwei Jahren nach dem Ü-
bergang von der Versicherungsleistung 
Arbeitslosengeld in das Alg II gezahlt. Er 
beträgt je nach Familiengröße bei Singles 
bis zu 160 Euro, bei Partnern bis zu 320 
Euro plus max. 60 Euro pro Kind. 
 
Hier tritt ein „Gerechtigkeitsproblem“ auf, 
da bei geringfügiger Überschreitung der 
Alg II-Bedürftigkeitsgrenze ein 100-
prozentiger Transferentzug erfolgt. D. h., 
wer nur um 1 Euro über der Bedürftig-
keitsgrenze liegt, erhält keinerlei Leistung, 
wohingegen ein Fall, der um 1 Euro unter 
der Bedürftigkeitsgrenze liegt, zusätzlich 
noch den befristeten Zuschlag von z.B. bis 
zu 320 Euro bei Ehepaaren erhält.  
Diese Ungleichbehandlung vergleichbarer 
Fälle ist nicht hinnehmbar. 
 
Der DGB schlägt deshalb vor, den befris-
teten Zuschlag mit in die Bedürftigkeitsprü-
fung zu integrieren. Damit erhöht sich der 
Bedarf in den ersten zwei Jahren des Alg 
II-Bezuges entsprechend. 
 
Ein weiteres Gerechtigkeitsproblem wäre 
damit auch gelöst. Dieses betrifft den Kin-
derzuschlag, der nach dem Bundeskin-
dergeldgesetz für längstens drei Jahre 
gewährt wird, wenn dadurch Alg II-
Bedürftigkeit vermieden wird. Der Zu-
schlag beträgt maximal 140 Euro pro Kind, 
liegt in vielen Fällen aber deutlich darun-
ter.  
 
Da der Kinderzuschlag nur gezahlt wird, 
wenn dadurch Arbeitslosengeld II-
Bedürftigkeit vermieden wird und da 
zugleich der befristete Zuschlag nach § 24 
SGB II nicht zum Bedarf hinzuzählt, erhal-
ten Familien, die den Kinderzuschlag be-
kommen, kein Arbeitslosengeld II und da-
mit auch nicht den befristeten Zuschlag. 
Dieser liegt aber in vielen Fällen deutlich 
höher als der Kinderzuschlag. Das bedeu-
tet, Familien, die den Kinderzuschlag er-
halten, sind in diesen Fällen schlechter 
gestellt als vergleichbare Fälle, in denen 
der befristete Zuschlag gewährt wird (die 
also auch mit Kinderzuschlag nicht aus 
der Alg II-Bedürftigkeit herauskämen).  
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Diese Ungleichbehandlung ließe sich be-
seitigen, wenn der befristete Zuschlag mit 
als Bedarf beim Arbeitslosengeld II ge-
rechnet würde. Eine so genannte Günstig-
keitsprüfung durch eine Vergleichsberech-
nung des Anspruchs auf Kindergeldzu-
schlag mit einer Alg II-Berechnung incl. 
des befristeten Zuschlags und eine Wahl-
möglichkeit durch die Hilfeempfänger er-
scheint hingegen zu verwaltungsaufwän-
dig. 
 
 
5. Sanktionsregelung für junge Erwachse-
ne  
 
Junge Erwachsene bis 25 Jahre sind noch 
härter von den Sanktionsregeln des SGB 
II betroffen als Ältere. § 31 Abs. 5 SGB II 
sieht einen sofortigen Wegfall der Regel-
leistungen für die Dauer von drei Monaten 
vor, wenn ein Hilfebedürftiger unter 25 
Jahren seinen Mitwirkungspflichten nicht 
nachkommt. Nur die Unterkunftskosten 
sowie im Notfall Sachleistungen (Lebens-
mittelgutscheine) werden noch gewährt. 
 
Diese verschärften Sanktionen im Ver-
gleich zu Älteren sind unter dem Ge-
sichtspunkt der Gleichbehandlung frag-
würdig. Besonders kritisch ist hingegen 
der Umstand, dass auch bei einer Nach-
holung der geforderten Mitwirkung die 
Sanktion nicht aufgehoben wird. Außer-
dem ist die nicht mögliche Abstufung der 
Sanktion zu unflexibel. Die völlige Strei-
chung der Regelleistung ist ein „Alles-
oder-Nichts-Mechanismus“ (so die Kritik 
des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge), der den Fallmanagern 
keinerlei Flexibilität mehr ermöglicht. 
 
Der DGB schlägt vor, die Sanktionsregeln 
zu vereinheitlichen und den Fallmanagern 
bei der Personengruppe der Jugendlichen 
einen Handlungsspielraum zu eröffnen. In 
jedem Fall muss das Nachholen der ge-
forderten Mitwirkungspflicht auch zu einem 
Wegfall der Leistungskürzung führen.  
 
 
 
 

6. Klarstellung bei Beantragung von Ren-
ten mit Abschlägen 
 
Nach § 5 Abs. 3 SGB II können SGB II-
Träger anstelle der Hilfebedürftigen einen 
„erforderlichen Antrag auf Leistungen ei-
nes anderen Trägers“ stellen. In der Pra-
xisanwendung ist teilweise unklar, inwie-
weit davon auch Renten mit Abschlägen 
erfasst sind. Die grundsätzliche Frage ist, 
ob Alg II-Empfänger/innen auch gegen 
ihren Willen vorzeitig und unter Hinnahme 
von Abschlägen verrentet werden können. 
 
Für den Personenkreis des § 428 SGB III 
(in Verbindung mit § 65 Abs. 4 SGB II) ist 
gesetzlich geregelt, dass sie nur eine ab-
schlagsfreie Rente beantragen müssen. 
Das umfasst den Personenkreis der über 
58-Jährigen, die sich nur noch einge-
schränkt dem Arbeitsmarkt zur Verfügung 
stellen. Die (rechtlich nicht verbindlichen) 
Durchführungshinweise der BA zu § 5 er-
weitern dies unter dem Gleichbehand-
lungsgrundsatz auf alle mindestens 58-
Jährigen. 
 
Der DGB regt zur Vermeidung von 
Rechtsunsicherheit und uneinheitlicher 
Rechtsanwendung eine gesetzliche Klar-
stellung an, dass SGB II-Träger nur eine 
Beantragung von abschlagsfreien Renten 
veranlassen bzw. selbst vornehmen dür-
fen. 
 
 
7. Pfändungsschutz  
 
Im SGB II fehlt bislang eine dem Sozialhil-
ferecht (SGB XII) entsprechende eindeuti-
ge Regelung zum Pfändungsschutz. Der 
DGB regt eine klarstellende Formulierung 
analog zu § 17 Abs. 1 SGB XII („Der An-
spruch kann nicht übertragen, verpfändet 
oder gepfändet werden“) an. 
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8. Selbstständigkeit  
 
Die SGB II-Grundsicherungsleistung Alg II 
steht auch Selbstständigen zu, die insge-
samt mit ihrem Einkommen und Vermögen 
unterhalb der Bedürftigkeitsschwelle lie-
gen. An diesem Prinzip ist bei einer 
Grundsicherung für alle Erwerbsfähigen 
festzuhalten. 
 
In Einzelfragen sollten nach Auffassung 
des DGB aber Modifizierungen geprüft 
werden. So sollten die Möglichkeiten für 
Selbstständige, sich über die steuerrecht-
lichen Regelungen „arm zu rechnen“ be-
schnitten werden. Bisher wird nur das zu 
versteuernde Einkommen nach Abzug 
aller steuerlichen Absetzbeträge bei der 
Einkommensanrechnung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Außerdem sollte eine zeitliche Begren-
zung der Unterstützungsleistungen geprüft 
werden. Nach einer Frist von etwa einem 
Jahr sollte eine Deckung des Lebensun-
terhaltes aus der selbstständigen Tätigkeit 
heraus möglich sein. Danach sollten 
Selbstständige, die ihren Lebensunterhalt 
nicht sicherstellen können, auch auf ande-
re (nicht selbstständige) Tätigkeiten ver-
wiesen werden können sowie den Einglie-
derungsmaßnahmen des SGB II zur Ver-
fügung stehen. Dies gebietet auch die 
Gleichbehandlung mit Arbeitnehmer/innen, 
für die es schon seit Jahren keinen Berufs- 
und Qualifikationsschutz mehr gibt.  
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